
INTERNATIONALE POLITIKANALYSE

�� Transnationale Unternehmensvereinbarungen sind ein neuartiges, seit Anfang der 
2000er Jahre im Wachstum begriffenes Instrument konzernbezogener Arbeitsbe-
ziehungen. Die transnationale Vereinbarungspolitik gilt u. a. den Themen Chancen-
gleichheit, Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz sowie Unternehmensrestruktu-
rierungen. Durch transnationale Vereinbarungen zur Gewinnbeteiligung sind mittler-
weile auch Kerndomänen nationaler gewerkschaftlicher Tarifpolitik berührt.

�� Die Herausbildung einer europäisch-transnationalen Ebene konzernbezogener Ver-
handlungen und Vereinbarungen ist ein multidimensionaler, politisch umkämpfter 
und entwicklungsoffener Prozess. Mit diesem Prozess sind gleichermaßen Europä-
isierungschancen, darunter die Stärkung der Rolle Europäischer Betriebsräte (EBR), 
wie auch Transnationalisierungsrisiken, etwa eine mögliche Erosion unternehmens- 
und tarifpolitischer Gestaltungshoheit der Gewerkschaften in den je nationalen Kon-
texten, verbunden.

�� Fallanalysen zeigen, dass (a) die voluntaristische Verhandlungspraxis bislang keine 
stabile, einheitliche Ordnung einer transnationalen Vereinbarungspolitik hervorge-
bracht hat; dass sich aber (b) gewisse Prozessmuster herausbilden, nämlich einerseits 
EBR-zentrierte und andererseits gewerkschaftszentrierte Verhandlungen und dass (c) 
die transnationale Vereinbarungspolitik auf Unternehmensebene Ansatzpunkte und 
Potentiale für eine weitergehende Europäisierung des Gesamtgefüges der Arbeits-
beziehungen in Europa in sich trägt.
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1. Problemaufriss

Die Europäisierung der Arbeitsbeziehungen reflektiert 

die Entwicklungen der politisch-ökonomischen EU-Inte-

gration. Im Zuge dieses vielschichtigen Europäisierungs-

prozesses, der die nationalen Arbeitsbeziehungssysteme 

umfasst, sie grenzübergreifend verbindet und zu ihrem 

Wandel beiträgt, sind auch auf europäischer Ebene neue 

Arenen und Institutionen der arbeits- und tarifpolitischen 

Regulierung und Steuerung entstanden; darunter mitt-

lerweile rund 970 europäische Betriebsräte, die (multi-)

sektoralen Sozialen Dialoge und die transnationale ta-

rifpolitische Koordinierung der Gewerkschaften. In die-

sem historisch längerfristigen Prozess der Europäisierung 

industrieller Beziehungen zählen transnationale Unter-

nehmensvereinbarungen zu den jüngsten Europäisie-

rungsphänomenen. Sie sind ein neuartiges Instrument 

einer grenzübergreifenden und überstaatlichen Prob-

lembearbeitung im Bereich der Arbeits- und Unterneh-

menspolitik. Die transnationale Vereinbarungspolitik gilt 

u. a. Themen wie Chancengleichheit, Arbeitssicherheit 

und Gesundheitsschutz und sie regelt den Umgang mit 

Unternehmensrestrukturierungen. Durch transnationale 

Vereinbarungen zur Gewinnbeteiligung sind mittlerweile 

auch Kerndomänen der nationalen gewerkschaftlichen 

Tarifpolitik berührt.

Diese sich seit Beginn der 2000er Jahre dynamisierende 

Entwicklung einer transnationalen Vereinbarungspolitik 

auf Unternehmensebene hat ihrerseits im Bereich der 

Gewerkschaften wie im politischen Raum diverse Akti-

vitäten ausgelöst. Der Europäische Metallgewerkschafts-

bund (EMB) hat 2006 nach schwierigen internen Ver-

handlungen ein Verhandlungsverfahren verabschiedet, 

das darauf zielt, eine Beteiligung der an den jeweiligen 

Konzernstandorten betroffenen Gewerkschaften sicher-

zustellen und das transnationale betriebliche Verhand-

lungsgeschehen mit den Gewerkschaftsaufgaben im Be-

reich der Unternehmens- und Tarifpolitik zu verbinden 

(EMB 2006). Das Verfahren des EMB wurde mittlerweile 

in seinen Grundelementen auch von anderen Europäi-

schen Gewerkschaftsverbänden, beispielsweise von EGV-

TBL (2007), UNI Europa Finanz (2008) und EMCEF (2009) 

übernommen.1

1.	 EGV-TBL bezeichnet den europäischen Gewerkschaftsverband Textil, 
Bekleidung, Leder, UNI Europa Finanz den Finanzdienstleistungszweig der 
europäischen Regionalorganisation der Fachberufs- und Dienstleistungs-
internationalen UNI und EMCEF die Europäische Föderation der Bergbau-, 
Energie- und Chemiegewerkschaften.

Auf europäisch-politischer Ebene hat die EU-Kommission 

im Jahr 2005 die Schaffung eines (optionalen) Rechts-

rahmens für transnationale Konzernvereinbarungen 

angestoßen. Dieses Vorhaben steht weiterhin auf der 

sozialpolitischen EU-Agenda. Diese Entwicklungen im 

Bereich der Unternehmen, der Gewerkschaften und der 

EU-Institutionen lassen erkennen, dass es sich bei der 

Herausbildung einer europäisch-transnationalen Ebene 

konzernbezogener Verhandlungen und Vereinbarungen 

um einen multidimensionalen, entwicklungsoffenen und 

politisch umkämpften Prozess handelt.

Die politische Brisanz dieser Entwicklung hin zu einer 

neuen Stufe europäischer Unternehmensarbeitsbezie-

hungen liegt darin, dass mit transnationalen Konzern-

vereinbarungen ein neues, bislang rechtlich (noch) nicht 

geregeltes Terrain beschritten wird und dadurch in je-

dem Verhandlungsprozess – jenseits der konkreten Re-

gelungsgegenstände – zugleich die Ordnung einer euro-

päischen Vereinbarungspolitik auf Unternehmensebene 

mitverhandelt wird; und zwar hinsichtlich der Frage, 

welche betrieblichen und/oder gewerkschaftlichen Ak-

teure in den Verhandlungsprozess einbezogen sind und 

welche (mit oder ohne Vorsatz) ausgeschlossen werden, 

welche Verfahrensregeln das Akteurshandeln leiten bzw. 

leiten sollten und welche prozeduralen Arrangements im 

Vereinbarungsprozess hervorgebracht werden, die dann 

wiederum eine künftige Ordnung prägen (können). 

Dieser Prozess einer konzernbezogenen Verhandlungs- 

und Vereinbarungspolitik ist mit Chancen, aber auch – 

zumal für die Gewerkschaften – mit Problemen, Risiken 

und neuen Herausforderungen verbunden. Einerseits 

sind die Unternehmen, die sowohl quantitativ als auch 

strukturell und strategisch durch eine zunehmende Trans-

nationalisierung geprägt sind, das politisch gewichtigste 

und dynamischste Handlungsfeld zur Entwicklung grenz-

übergreifender Arbeitsbeziehungen. Dies gilt umso mehr, 

als andere, originäre gewerkschaftliche Handlungsdomä-

nen (die transnationale Tarifkoordination oder bipartite 

Kollektivverhandlungsarenen auf europäischer Ebene wie 

die EU-Sozialdialoge) bis dato in ihren politischen Steu-

erungswirkungen begrenzt sind. Noch weit schwächer 

sind die institutionellen Anknüpfungspunkte und politi-

schen Voraussetzungen für bipartite Arbeitsbeziehungen 

auf globaler Ebene (zu den sektoralen Arbeitsbeziehun-

gen und Gewerkschaftsaktivitäten auf europäischer und 

globaler Ebene siehe Platzer/Müller 2009).
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Andererseits stehen dem Ausbau eines europäischen 

Verhandlungsansatzes auf Unternehmensebene struk-

turelle und politische Barrieren entgegen. Sie gründen 

darin, dass sich die Funktionsteilungen zwischen be-

trieblicher und gewerkschaftlicher bzw. überbetrieblich-

tarifpolitischer Vertretungsebene in den verschiedenen 

nationalen Arbeitsbeziehungssystemen in höchst unter-

schiedlicher Weise entwickelt haben. Dies führt – sowohl 

in den zwischenstaatlichen gewerkschaftlichen Bezie-

hungen als auch im Europäischen Betriebsrats-/Gewerk-

schaftsverhältnis  – zu schwierigen Abwägungs- und 

Abstimmungsprozessen hinsichtlich der Ausgestaltung 

und Handhabung einer transnationalen Vereinbarungs-

politik. Insbesondere die Frage, ob und wie die bereits 

vorhandene Praxis einer aktiven (Mit-)Verhandlungsrolle 

der Europäischen Betriebsräte weiter befördert und aus-

gerichtet werden soll, ist dabei ein ebenso strittiges wie 

strategisch bedeutsames Thema.

Der sich öffnende Entwicklungspfad transnationaler Kon-

zernarbeitsbeziehungen wirft somit für die Arbeitsbezie-

hungsforschung wie für die Praxis der betrieblichen und 

gewerkschaftlichen Interessenvertretung in einem kri-

sengeschüttelten Europa der transnational verflochtenen 

Ökonomie und gemeinsamen Währung neue Fragen auf, 

auf die dieser Beitrag Antworten zu geben versucht.

Die nachfolgende Analyse konzentriert sich auf die fol-

genden Fragekomplexe:

�� Wie gestaltet sich der bisherige Wachstumsprozess 

transnationaler Konzernvereinbarungen und wie ist des-

sen (prospektive) Entwicklungsdynamik einzuschätzen?

�� Wie verlaufen die Auseinandersetzungen um eine 

EU-rechtliche Rahmung und Flankierung dieses Prozes-

ses und welche Realisierungschancen hat ein (optionaler) 

Rechtsrahmen?

�� Wie ist das gewerkschaftliche Steuerungskonzept 

ausgestaltet, mit dessen Hilfe die betrieblichen Prozesse 

»geordnet« werden sollen und welche Steuerungswir-

kungen sind bis dato zu beobachten?

�� Welche Konfliktstrukturen und Verhandlungsmuster 

lassen die bisherigen Vereinbarungen erkennen und wie 

sind diese hinsichtlich der Frage einer (künftigen) »Ord-

nung« europäischer Konzernarbeitsbeziehungen zu be-

urteilen?

�� Wie wirkt sich eine konzernbezogene transnationale 

Vereinbarungspolitik auf das Europäisierungsgeschehen 

im Bereich der Arbeitsbeziehungen insgesamt aus?

Grundlage dieses Beitrags sind jüngst abgeschlossene 

Forschungsarbeiten, die dieses neue Terrain mittels Fall-

untersuchungen und quantitativen Erhebungen erkun-

det haben (Rüb et al. 2011; Müller et al. 2012). Die Un-

tersuchungen konzentrierten sich auf den Metallsektor, 

dem aus zwei Gründen eine exemplarische Bedeutung 

für die Analyse der eingangs aufgeworfenen Fragen zu-

kommt. Er ist der Sektor mit den meisten transnationalen 

Konzernvereinbarungen, die zudem eine breite Palette 

von Regelungsgegenständen aufweisen, und er ist der 

Sektor, in dem die Gewerkschaften im Rahmen des EMB 

erstmals ein Verfahren zur Steuerung von Verhandlungs-

prozessen entwickelt haben.

2. Transnationale Unternehmensverein
barungen: Entwicklung und quantitatives 
Wachstum

In Anbetracht einer nach Form und Inhalt breiten Palette 

von Vereinbarungen und einer die Diskussion prägenden 

Begriffsvielfalt sind zunächst definitorische Festlegungen 

erforderlich. Wir verstehen unter einer europäischen Ver-

einbarungspolitik alle unternehmensbezogenen Verein-

barungsaktivitäten, an denen Europäische Betriebsräte, 

Europäische Gewerkschaftsverbände oder eine Koalition 

nationaler Gewerkschaften aus mehreren europäischen 

Ländern beteiligt sind. Als transnationale Unternehmens-

vereinbarungen bezeichnen wir alle auf Unternehmen-

sebene ausgehandelten transnationalen Texte, die von 

Repräsentanten des Unternehmens und der Belegschaf-

ten unterzeichnet sind. Neben Kollektivvereinbarungen 

im engeren, tradierten Sinne fallen hierunter auch ge-

meinsame Stellungnahmen oder Erklärungen, die von 

den Verhandlungsparteien unterzeichnet sind.

Verlässliche und vollständige Zahlen zum Verbreitungs-

grad einer europäischen Vereinbarungspolitik auf Unter-

nehmensebene liegen nicht vor. Die EU-Kommission be-

müht sich, den Bestand transnationaler Unternehmens-

vereinbarungen fortlaufend zentral zu erfassen und zu 

dokumentieren (Europäische Kommission 2008a und 
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2009; Europäische Kommission 2012).2 Unter Rückgriff 

auf diese Bestandsliste und eigene Erhebungen (Rüb 

et al. 2011; Müller et al. 2012) ergibt sich gegenwär-

tig (Stand Dezember 2011) eine Zahl von insgesamt 127 

Unternehmensvereinbarungen mit globaler und 125 mit 

europäischer Reichweite. Die globalen Vereinbarungen 

schließen die von den Globalen Gewerkschaftsverbän-

den (GUF) anerkannten und unterzeichneten Internatio-

nalen Rahmenvereinbarungen ein. 

Das seit 2000 beobachtbare kontinuierliche Wachstum 

des Abschlusses sowohl globaler als auch europäischer 

Unternehmensvereinbarungen gibt nachstehende Grafik 

wieder.

Unabhängig davon, ob es sich um globale oder euro-

päische Unternehmensvereinbarungen handelt, ist bei 

der Verhandlung und Vereinbarung von konzernbezoge-

2.	 Eine von uns jüngst abgeschlossene Untersuchung (Müller et al. 
2012), in der der Versuch unternommen wurde, die Frage einer mögli-
chen Dunkelziffer transnationaler Unternehmensvereinbarungen mittels 
einer quantitativen Erhebung im Metallsektor zu klären, hat ergeben, 
dass zumindest für diesen Sektor in einem vergleichsweise geringen Um-
fang von nicht öffentlich gelisteten formalen Vereinbarungen auszuge-
hen ist. Sie hat aber zugleich ergeben, dass unterhalb des Abschlusses 
formaler Vereinbarungen von einer informellen Vereinbarungspolitik 
durch Absprachen zwischen Europäischen Betriebsräten und dem Ma-
nagement in nicht unerheblichem Umfang auszugehen ist (25 Prozent 
der Fälle unserer Stichprobe von 82 Unternehmen/EBR).

nen Regelwerken bedeutsam, welche betrieblichen und/

oder gewerkschaftlichen Akteure involviert sind. Denn 

mit der Frage, ob die Europäischen Betriebsräte, die (in 

nur geringer Zahl existierenden) Weltbetriebsräte, die 

nationalen Gewerkschaften, die Europäischen Gewerk-

schaftsverbände (EGV) oder die Global Union Federations 

(GUF) die tragenden Verhandlungspartner der Unterneh-

men sind, verbinden sich neben pragmatischen und ver-

handlungstaktischen Erwägungen zugleich strategisch 

weiterreichende Implikationen, die das Strukturgefüge 

einer transnationalen Vertretung von Arbeitnehmerinte-

ressen insgesamt betreffen. Einen Überblick über dieses 

vielschichtige Akteursgefüge vermittelt die nachstehende 

Tabelle, in der die arbeitnehmerseitigen Vertragspartner 

transnationaler Unternehmensvereinbarungen für den 

Zeitraum bis 2009 auf der Basis der Bestandslisten der 

EU-Kommission (Europäische Kommission 2008a und 

2009) aufgeschlüsselt sind. 

Die Auswertung der Unterzeichner transnationaler Un-

ternehmensvereinbarungen verdeutlicht die bedeutende 

Rolle Europäischer Betriebsräte. Dies gilt insbesondere 

für den Abschluss europäischer Vereinbarungen, die in 

der überwiegenden Mehrheit die Unterschrift eines Eu-

ropäischen Betriebsrats tragen (in 61 der 75 in die Aus-

wertung einbezogenen Fälle). In 47 Fällen wurden die 
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Grafik 1: Quantitative Entwicklung transnationaler Unternehmensvereinbarungen

Zusammenstellung unter Rückgriff auf Bestandslisten der Europäischen Kommission (2008a/2009), auf die EU-Datenbank zu trans-
nationalen Unternehmensvereinbarungen (2012) und auf eigene Erhebungen (Rüb et al. 2011; Müller et al. 2012)
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Vereinbarungen ausschließlich von einem Europäischen 

Betriebsrat unterzeichnet. Dagegen sind nur 27 euro-

päische Vereinbarungen von Gewerkschaften mit- und 

davon wiederum nur 14 ausschließlich von diesen un-

terschrieben. Von den 82 globalen Vereinbarungen tra-

gen 22 die Unterschrift eines Europäischen Betriebsrats, 

während sieben ausschließlich von einem solchen unter-

schrieben sind. Aber auch hier dürfte die Beteiligung von 

Europäischen Betriebsräten am Zustandekommen der 

Vereinbarungen deutlich höher liegen. So kommt Deh-

nen aufgrund einer Inhaltsanalyse dieser globalen Verein-

barungen zu dem Ergebnis, dass EBR in 43 Fällen an der 

Verhandlung und Verabschiedung dieser Vereinbarungen 

beteiligt waren oder in deren Umsetzung involviert sind 

(Dehnen 2010). Zudem dürften EBR an Verhandlungen 

globaler Vereinbarungen beteiligt sein, ohne in den Ver-

einbarungen selbst explizit Erwähnung zu finden.

3. Ein (optionaler) EU-Rechtsrahmen?

Die Europäische Kommission hat 2005 die Entwick-

lung eines (optionalen) rechtlichen Rahmens für trans-

nationale Kollektivverhandlungen auf die politische EU-

Agenda gesetzt. Sie will damit den Sozialpartnern ein 

Instrument an die Hand geben, das es ihnen ermöglicht, 

grenzübergreifend Kollektivverhandlungen zu führen 

und die dabei erzielten Ergebnisse zu formalisieren. Die 

Kommission argumentiert, dass dieses Instrument den 

Unternehmen und Branchen helfen kann, insbesondere 

Probleme in den Bereichen Arbeitsorganisation, Beschäf-

tigung, Arbeitsbedingungen oder Fortbildung zu lösen 

(Europäische Kommission 2005).

Mit diesem Gesetzgebungsvorhaben bewegt sich die 

EU-Kommission innerhalb ihrer Grundphilosophie zur 

Modernisierung des Europäischen Sozialmodells. Nach 

dieser Modernisierungsphilosophie sieht die Kommis-

sion einen wachsenden Bedarf an grenzübergreifenden 

und gemeinschaftlichen Problemlösungsstrategien. Zu-

gleich verfolgt sie einen Politikansatz, der die transna-

tionalen Steuerungs- und Regulierungsaufgaben  – wo 

immer möglich und ggf. durch EU-Recht flankiert – den 

gesellschaftlichen Akteuren und Betriebsparteien über-

lässt. Vergleichbar der EBR-Richtlinie mit ihren flexiblen 

Aushandlungsspielräumen bei der Einrichtung und Funk-

tionszuschneidung der Gremien (abgesichert durch ge-

wisse rechtliche Standards und Rückfallpositionen) käme 

auch beim optionalen Rechtsrahmen ein EU-Steuerungs-

modus zum Tragen, der sich als »regulierte Selbstregu-

lierung« (Platzer 2002) charakterisieren ließe. Die in der 

ursprünglichen Kommissionsinitiative neben der betrieb-

lichen Ebene vorgesehene Einbeziehung der sektoralen 

Ebene in den optionalen Rechtsrahmen wurde mittler-

weile fallen gelassen (Europäische Kommission 2008b).

Tabelle 1: Arbeitnehmerseitige Vertragspartner globaler und europäischer Unternehmensvereinbarungen

europ. 
Vereinb.

globale 
Vereinb.

europ. 
Vereinb.

globale 
Vereinb.

europ. 
Vereinb.

globale 
Vereinb.

betriebl. Gremien Gewerkschaften

Unterzeichner 61 28 27 82

davon ausschließlich 47 7 14 63

WBR GUF global

Unterzeichner 0 4 0 82 0 82

davon ausschließlich 0 0 0 23 0 23

EBR EGV europäisch

Unterzeichner 61 22 21 12 72 27

davon ausschließlich 47 7 3 0 60 8

nat. ANV nat. Gew. national

Unterzeichner 1 2 14 39 15 39

davon ausschließlich 0 0 3 0 3 0

Eigene Erhebung aus Bestandslisten der Europäischen Kommission (2008a/2009)
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In den Anhörungen der Kommission artikulieren die Ar-

beitgeberverbände und die Gewerkschaften bis dato 

weit auseinanderliegende Positionen. Die Arbeitgeber 

sehen keinen gemeinschaftsrechtlichen Handlungsbe-

darf und lehnen ein EU-Regelwerk ab. Diese Haltung 

reiht sich zunächst in eine in der jüngsten Vergangen-

heit bereits mehrfach artikulierte Grundsatzposition ein, 

die ein Moratorium jeglicher EU-Gesetzgebung in den 

Bereichen der Arbeits- und Sozialpolitik fordert. Im kon-

kreten Falle argumentiert der Arbeitgeberdachverband 

Businesseurope, dass Entscheidungen über das Ob, Wer 

und Wie von Verhandlungen und Vereinbarungen aus-

schließlich in der Hoheit der betroffenen betrieblichen 

Akteure liegen soll (Businesseurope 2009: 2). Mit Blick 

auf transnationale Unternehmensvereinbarungen argu-

mentiert der Verband, dass die auf globaler Ebene bereits 

existierenden Instrumente – die ILO Tripartite Declaration 

on Multinational Enterprises and Social Policy und die 

OECD Guidelines for Multinational Enterprises – geeig-

netere Orientierungen böten als jegliches auf Europa 

begrenztes Instrumentarium (ebd.). Trotz dieser bislang 

dezidiert ablehnenden Position des europäischen Dach-

verbandes ist perspektivisch nicht auszuschließen, dass 

ein (bereits erkennbarer) innerverbandlicher Druck einer 

wachsenden Zahl von Unternehmen, die die transnatio-

nale Vereinbarungspolitik nutzen und weiterentwickeln 

wollen, zu einer offeneren Haltung des Arbeitgeberlagers 

gegenüber einem EU-Rechtsrahmen führen könnte.

Von Seiten der Gewerkschaften wird die Kommissions-

initiative begrüßt und eine rechtliche Rahmenregelung 

grundsätzlich befürwortet. Die gewerkschaftliche Un-

terstützung und politische Einforderung eines Rechts-

rahmens wird allerdings an konkrete Bedingungen und 

Eckpunkte geknüpft, die als unverzichtbar bzw. als nicht 

verhandelbar definiert werden. Die erste und vorrangige 

Kernforderung des EGB betrifft das Verhandlungsman-

dat und das Recht, Vereinbarungen zu unterzeichnen. 

Diese müssten ausschließlich bei den Gewerkschaften 

liegen (ETUC 2005: 7). Eine zweite Kernforderung des 

EGB gilt Kompatibilitätsfragen und dem Schutz nationa-

ler Domänen. Demnach müsste eine transnationale Ver-

einbarungspolitik mit der nationalen Kollektivvertragspo-

litik auf ihren unterschiedlichen Ebenen vereinbar sein 

und dürfte bestehende Machtverhältnisse und Verant-

wortlichkeiten nicht verletzen (ebd.). Eine dritte Kernfor-

derung bezieht sich auf die Vereinbarungsqualität, die 

so beschaffen sein müsste, dass national gültige Regel-

werke nicht unterschritten würden (ebd.). Hinter dieser 

Positionierung, die einen europäischen Rechtsrahmen 

grundsätzlich befürwortet, ihn aber an unverzichtbare 

Bedingungen knüpft, verbirgt sich nicht nur ein gängi-

ges verhandlungstaktisches Moment (Verhandlungsstart 

mit Maximalforderungen), sondern eine vielschichtige 

inner- und zwischengewerkschaftliche Debatte, die wie-

derum die Fülle rechtlich und politisch sensibler Fragen 

reflektiert, die mit einem transnationalen Rechtsrahmen 

verbunden sind. Vor diesem Hintergrund wird auch er-

klärlich, dass und warum die Gewerkschaften in Europa 

und deren europäische Föderationen das Gesetzesvorha-

ben eines transnationalen Rechtsrahmens bislang nicht 

an vorderster Stelle ihrer EU-Agenda platzieren, es zwar 

wohlwollend begleiten, aber nicht mit dem allergrößten 

politischen Nachdruck vorantreiben.

Eine verlässliche Prognose über den weiteren Fortgang 

der Gesetzgebung ist gegenwärtig nicht möglich. Die 

Tatsache, dass die EU-Kommission nach Expertenanhö-

rungen im Jahr 2011 das Thema (erneut) in die sozialpo-

litische Agenda für das Jahr 2012 aufgenommen hat und 

einen Bericht mit Schlussfolgerungen vorlegen wird, ist 

kein hinreichendes Indiz für einen erfolgreichen Fortgang 

und Abschluss dieses Gesetzgebungsprojekts, zeigt aber, 

dass ein politisches Momentum noch immer vorhanden 

ist. Für Letzteres sprechen auch verschiedene industrie- 

und konzernpolitische Aktivitäten der EU-Kommission, 

die flankierende Impulse für einen Rechtsrahmen für die 

transnationale Kollektivvertragspolitik liefern könnten. 

Zu nennen sind hier insbesondere Vorarbeiten für ein 

»EU-Rahmenwerk für die Antizipation und das Manage-

ment von Wandel und Restrukturierung« (Europäische 

Kommission 2011), zu dem die europäischen Sozialpart-

ner mittlerweile von der EU-Kommission konsultiert wur-

den, und ein diesbezüglich projektiertes Grünbuch.

Festzuhalten bleibt, dass der Kommissionsvorstoß zur 

Schaffung eines (optionalen) Rechtsrahmens für trans-

nationale Unternehmensvereinbarungen bereits dahin-

gehend einen shadow of the law-Effekt erzeugt hat, dass 

er zu einer auf europäischer Ebene abgestimmten Posi-

tionierung der Gewerkschaften führte. Das nachstehend 

analysierte EMB-Verhandlungsverfahren ist somit nicht 

nur ein Instrument zur Steuerung und gewerkschaftli-

chen Einhegung realer betrieblicher Vereinbarungspra-

xen mit grenzübergreifender Wirkung, sondern repräsen-

tiert zugleich eine »gewerkschaftliche Blaupause« für ei-

nen möglichen rechtlichen Ordnungsrahmen.
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4. Das EMB-Verhandlungsverfahren

Der Exekutivausschuss des EMB verabschiedete im Juni 

2006 eine EMB-interne Vorgehensweise bei Verhandlun-

gen mit multinationalen Unternehmen, mit der sich die 

EMB-Mitgliedsorganisationen auf die Einhaltung der da-

rin festgelegten Verfahrensleitlinien verpflichten. 

Der EMB und seine Mitgliedsgewerkschaften verfolgten 

mit der Verabschiedung der Verfahrensleitlinien zum in-

ternen Umgang mit Verhandlungen auf europäischer Un-

ternehmensebene ein zweifaches Ziel. Zum einen ging 

es darum, die federführende Rolle der Gewerkschaften 

bei europäischen Unternehmensverhandlungen gegen-

über verhandlungsorientierten und verhandelnden EBR 

sicherzustellen, zum anderen darum, die letztendliche 

Entscheidungshoheit der nationalen Gewerkschaften ge-

genüber dem EMB und dem EBR als europäischen Akteu-

ren zu gewährleisten. Das EMB-Verhandlungsverfahren 

ist damit nicht nur Ausdruck des Kontrollanspruchs der 

Gewerkschaften gegenüber betrieblichen Interessenver-

tretungsgremien, sondern auch des Kontrollanspruchs 

der nationalen Gewerkschaften gegenüber der europäi-

schen Gewerkschaftsebene, also gegenüber einer mög-

lichen Verselbständigung des EMB-Sekretariats im Rah-

men europäischer Unternehmensverhandlungen. Das 

nach schwierigen verbandsinternen Verhandlungen be-

schlossene Verfahren ist Ausdruck eines Interessenkom-

promisses, der nicht zuletzt den Befürchtungen einzelner 

EMB-Mitgliedsgewerkschaften Rechnung trägt, wonach 

Verhandlungen auf europäisch-transnationaler Unter-

nehmensebene zu einer schleichenden Unterminierung 

ihrer nationalen Kompetenzen führen könnten (eine de-

taillierte Rekonstruktion dieses Entscheidungsprozesses 

findet sich in Rüb et al. 2011: 84 ff.). Das EMB-Verhand-

lungsverfahren definiert zunächst die Informations- und 

Konsultationserfordernisse und -prozesse innerhalb des 

Geflechts von EBR/engerem Ausschuss, EMB (Sekretariat, 

Exekutivausschuss, politische Ausschüsse) und nationalen 

Gewerkschaften. Die Verfahrensregeln beziehen sich des 

Weiteren auf die Zustimmungs- und Mandatierungser-

fordernisse und -prozesse der beteiligten nationalen Ge-

werkschaften und des EMB. Jede Prozessphase wird von 

der gewerkschaftlichen Zustimmung abhängig gemacht. 

Zur Aufnahme von Verhandlungen, zur Mandatsertei-

lung für die Verhandlungen und zur Genehmigung des 

mit dem Unternehmen ausgehandelten Vereinbarungs-

textes wird ein gewerkschaftlicher Beschluss verlangt. 

Zudem wird auf die Unterzeichnung der Vereinbarung 

durch den EMB in Person des Generalsekretärs, seines 

Stellvertreters oder einer dritten, von ihnen beauftragten 

Person bestanden. Die Hürden einer Beschlussfassung 

sind hoch. Vorgesehen ist ein möglichst einstimmiger Be-

schluss aller betroffenen EMB-Mitgliedsgewerkschaften. 

Die Aufnahme von Verhandlungen und die Mandatser-

teilung können nur dann nicht durch die Gewerkschaften 

eines Landes blockiert werden, wenn diese fünf Prozent 

oder weniger der gesamten europäischen Belegschaft re-

präsentieren. Die hohen Hürden einer Beschlussfassung 

sind Ausdruck eines Kontrollbedürfnisses der nationalen 

Gewerkschaften in einem für sie äußerst sensiblen Be-

reich, da in transnationalen Unternehmensvereinbarun-

gen Überschneidungen mit der nationalen Tarifsphäre 

angelegt sind. Die hohen Hürden der Beschlussfassung 

entspringen andererseits einer Tariflogik, nach der Ver-

einbarungen eine möglichst umfassende Reichweite auf-

weisen müssen, um das Aushöhlen von Tarifstandards 

durch Konkurrenten mit niedrigeren Standards zu verhin-

dern, und nach der es für die Gewerkschaften zugleich 

wichtig ist, ihre Fähigkeit gegenüber der Arbeitgeberseite 

auszuweisen, die eigene Mitgliedschaft auf die jeweiligen 

Verhandlungsergebnisse zu verpflichten. 

Die bei der Ausgestaltung des Verhandlungsmandats 

strittigste Frage war, welche Rolle dem EBR bzw. seinen 

Mitgliedern in den Verhandlungen zukommen sollte. 

Auf der einen Seite vertraten die EMB-Mitgliedsgewerk-

schaften aus Deutschland, Österreich und den Niederlan-

den – und zwar vor dem Hintergrund einer eingespielten 

gewerkschaftlichen Betreuungspraxis verhandelnder Be-

triebsräte im nationalen Kontext – die Position, dass Eu-

ropäischen Betriebsräten, solange diese gewerkschaftlich 

organisiert und eingebunden sind, eine zentrale Rolle in 

europäischen Unternehmensverhandlungen zugestan-

den werden soll. Insbesondere die deutsche IG Metall 

setzte sich unter Anerkennung der politischen Realität 

verhandelnder Europäischer Betriebsräte und der poli-

tischen Kräfteverhältnisse zwischen Betriebsräten und 

Gewerkschaften auf nationaler Ebene für eine weiterge-

hende Verhandlungsrolle der Europäischen Betriebsräte 

ein.

Im Gegensatz dazu lehnten die südeuropäischen, skan-

dinavischen und angelsächsischen Gewerkschaften, in 

deren nationalen Kontexten Verhandlungen auf Unter-

nehmensebene in den ausschließlichen Zuständigkeits-

bereich der Gewerkschaften fallen, eine Verhandlungs-
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rolle des EBR strikt ab. Schließlich wurde – auch vor dem 

Hintergrund realer Praxen einer europäischen Vereinba-

rungspolitik  – Einigkeit darüber erzielt, den optionalen 

Einbezug Europäischer Betriebsräte zu ermöglichen, weil 

EBR-Mitglieder vielfach auf nationaler Ebene ein gewerk-

schaftliches Verhandlungsmandat haben.

5. Verhandlungsmuster und die Frage 
einer »Ordnung« transnationaler 

Unternehmensvereinbarungen

Bereits aus dem Quervergleich der zehn von uns durch-

geführten Unternehmensfallstudien einer europäischen 

Vereinbarungspolitik wird erkennbar, dass die Ak-

teurskonstellationen und Verhandlungsverläufe einer 

transnationalen Vereinbarungspolitik keinem durch-

gängigen Verhandlungsmuster folgen, sondern entlang 

konzernspezifischer Bedingungen variieren. Dabei haben 

sich nur in einem Teil der Fälle bereits vergleichsweise 

stabile Verhandlungspraktiken herausgebildet, im ande-

ren Teil sind Verhandlungspraktiken eher naturwüchsig 

und behelfsweise entwickelt worden. Bei Ford und EADS 

sind infolge vorangegangener europäischer Unterneh-

mensverhandlungen Strukturen und Verfahren solcher 

Verhandlungen formal festgeschrieben worden. 

Mit Blick auf die arbeitnehmerseitige Akteurskonstella-

tion lassen sich im Wesentlichen zwei Muster europä-

ischer Unternehmensverhandlungen unterscheiden. Im 

ersten Fall eines EBR-zentrierten Verhandlungsmusters ist 

der EBR der zentrale arbeitnehmerseitige Akteur einer 

europäischen unternehmensbezogenen Vereinbarungs-

politik. Vertreter des zuständigen Europäischen Gewerk-

schaftsverbands oder einzelner nationaler Gewerkschaf-

ten können in den Verhandlungsprozess einbezogen 

sein, der EBR hält aber arbeitnehmerseitig in jeder Pro-

zessphase das Heft des Handelns in der Hand. Der ge-

werkschaftliche Anspruch auf Verhandlungsführerschaft 

wird zurückgewiesen, das EMB-Verfahren kommt allen-

falls kompromisshaft zur Anwendung. Im zweiten Fall 

eines gewerkschaftszentrierten Verhandlungsmusters 

übernehmen die Gewerkschaften, Vertreter des zustän-

digen Gewerkschaftsverbands und der betroffenen na-

tionalen Gewerkschaften die arbeitnehmerseitige Füh-

rungsrolle im Verhandlungsprozess. Der EBR akzeptiert 

den Verhandlungsanspruch der Gewerkschaften oder 

überträgt die Zuständigkeit für europäische Unterneh-

mensverhandlungen von sich aus den Gewerkschaften 

und verbleibt im Kompetenzrahmen der Information und 

Konsultation. Gewerkschaftlich organisierte EBR-Mitglie-

der können als ehrenamtliche Gewerkschaftsfunktionäre 

oder als Funktionsträger des EBR (Vorsitzender, Mitglied 

des engeren Ausschusses) in den Verhandlungsprozess 

einbezogen sein, die Gewerkschaften übernehmen aber 

formal und in der Regel auch praktisch die Führungsrolle 

in den Verhandlungen und geben Strukturen und Ver-

fahren der arbeitnehmerseitig internen Organisation der 

Verhandlungsprozesse vor.

In Anbetracht dieser beiden Pole stellt sich die Frage, 

ob und inwieweit das EMB-Verfahren bislang eine Ord-

nungswirkung entfalten konnte, ob es perspektivisch zur 

weiteren Vereinheitlichung der Verhandlungsprozeduren 

beitragen kann und welche Probleme und Grenzen mit 

diesem Steuerungsansatz verbunden sind. Der Erpro-

bungszeitraum des EMB-Verhandlungsverfahrens ist für 

eine abschließende Gesamtbewertung seiner Praktikabi-

lität und Leistungsfähigkeit noch zu kurz. Gleichwohl las-

sen sich auf der empirischen Grundlage der Fallstudien, 

die zugleich Grundkonfigurationen einer transnationalen 

konzernbezogenen Vereinbarungspolitik im Metallsektor 

repräsentieren, die folgenden ersten Schlussfolgerungen 

ziehen.

Die nationalen customs and practices der betrieblichen 

und überbetrieblichen Arbeitsbeziehungen und der da-

mit verbundene Stammlandeffekt der Verhandlungs-

führung haben einen Einfluss auf den Verfahrensver-

lauf und die Wahrnehmung spezifischer Akteursrollen. 

Die Ausschilderungen des EMB-Verfahrens mit seiner 

gewerkschaftlichen Prärogative, also die Hinleitung auf 

eine gewerkschaftszentrierte Ordnung, sind in den fran-

zösischen Fällen kongruent mit den tradierten Arbeits-

teilungsmustern der betrieblichen Verhandlungspraxis 

zwischen gewählten Vertretungsgremien der Beschäf-

tigten und gewerkschaftlichen Vertretungsstrukturen. 

Analog zum EMB-Verfahren kommt die Verhandlungs-

führerschaft von Unternehmensvereinbarungen in Frank-

reich üblicherweise den Gewerkschaften zu, wogegen 

das französische comité de groupe (Konzernausschuss) 

als reines Informations- und Konsultationsgremium kon-

zipiert ist, das formal keine Verhandlungskompetenz 

besitzt. In Verlängerung dieses nationalen Modells er-

heben die französischen Arbeitnehmervertreter, die als 

EBR-Spitzenvertreter die EBR-Kultur prägen, für den EBR 

keinen Anspruch auf die Führerschaft europäischer Un-

ternehmensverhandlungen. 
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Das EMB-Verfahren mit seiner Rückbindung an die Ge-

werkschaften als alleiniger Verhandlungs- und Vertrags-

partner entspricht nationalen Gepflogenheiten, die auch 

das Management französischer (Mutter-)Unterneh-

men internalisiert hat. Auch das Management franzö-

sischer (Mutter-)Unternehmen hat aufgrund analoger 

Gepflogenheiten im nationalen Verhandlungskontext 

vergleichsweise wenig Berührungsangst gegenüber ge-

werkschaftlich geführten europäischen Verhandlungen. 

Angesichts der in Frankreich bestehenden richtungsge-

werkschaftlichen Konkurrenz hat es sogar umgekehrt 

oftmals ein eigenes Interesse an Verhandlungen unter 

Federführung des EMB, da dieser als europäischer Ge-

werkschaftsdachverband in der Lage ist, im Verhand-

lungsprozess die potentiell widerstreitenden Interessen 

der im Unternehmen vertretenen französischen Rich-

tungsgewerkschaften zu aggregieren und gegenüber 

dem Management zu vertreten. Entsprechend stößt das 

EMB-Verfahren in der bisherigen Praxis französisch ge-

führter EBR auf vergleichsweise große Akzeptanz und ist 

in seiner unternehmensbezogenen Anwendung arm an 

Rollenkonflikten und Reibungsverlusten.

Dagegen erweist sich die Anwendung des EMB-Ver-

fahrens bislang im Rahmen des deutschen Arbeitsbe-

ziehungssystems, in dem den Betriebsräten eine ver-

gleichsweise große Autonomie und Handlungskompe-

tenz gewährt wird, als ambivalent bzw. als umstritten. 

Das EMB-Verfahren vermag bei deutschen EBR-Spitzen 

allenfalls dahingehend sensibilisierend zu wirken, dass 

sie eine Einbeziehung der Gewerkschaften in den Ver-

handlungsprozess anerkennen; und zwar dann, wenn 

eine entsprechende Regelungsmaterie in den je natio-

nalen Kontexten in die gewerkschaftliche Verhandlungs-

kompetenz fällt. Der von den Gewerkschaften erhobene 

Anspruch auf Verhandlungsführerschaft findet hingegen 

keine oder nur geringe Akzeptanz. Zu dieser Haltung 

mag auch beitragen (dies gilt zumindest für die unter-

suchten Fälle), dass das EMB-Verfahren bei denjenigen, 

die unternehmensbezogene Verhandlungen initiierten 

und durchführten, bislang vielfach nicht bzw. nicht hin-

reichend bekannt ist. Die Umsetzung des EMB-Verfah-

rens wird deshalb umso besser gelingen, je stärker die 

Gewerkschaften den innerorganisatorischen Erfahrungs-

austausch, den politischen Diskurs und die Vernetzung 

zwischen den für die Verhandlungsproblematik relevan-

ten Akteuren vorantreiben, um dadurch bei den ehren- 

wie hauptamtlichen Gewerkschaftsvertretern, die in eu-

ropäische Unternehmensverhandlungen involviert sind, 

das Bewusstsein für den Nutzen bzw. die Notwendigkeit 

eines solchen Verfahrens zu schärfen.

Die empirischen Befunde zeigen also insgesamt, dass das 

EMB-Verfahren nicht die Ordnungskraft entfaltet, um 

eine Ordnung transnationaler Unternehmensverhand-

lungen und -vereinbarungen hervorzubringen. Jedoch ist 

eine gewisse Ordnungswirkung dahingehend erkennbar, 

dass gewerkschaftliche Interessen im Falle EBR-zentrier-

ter Verhandlungsmuster eine stärkere Berücksichtigung 

finden.

Jenseits dieser arbeitnehmerseitigen Problemstellungen 

hinsichtlich einer Verhandlungspraxis, die gleichermaßen 

pragmatisch, effizient und legitimatorisch verankert ist, 

zeigen die Falluntersuchungen sehr deutlich, dass letzt-

lich die Interessen und Kalküle der Unternehmensleitun-

gen maßgeblichen Einfluss darauf haben, ob überhaupt 

ein transnationaler Verhandlungspfad eröffnet werden 

soll, über welche Materien verhandelt werden soll und 

in welchen Beteiligungsformen dies geschehen soll. Mit 

einer transnationalen Vereinbarungspolitik sind also nicht 

nur Grundsatzfragen gewerkschaftlicher Unternehmens-

politik und betrieblicher Mitbeteiligung bzw. Kollektiv-

vertragspolitik berührt, sondern zugleich  – nunmehr 

transnational vermittelte  – Machtfragen zwischen der 

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite insgesamt.

6. Transnationale Vereinbarungspolitik 
auf Unternehmensebene und Perspektiven 
der Europäisierung

Zunächst stellt sich die Frage, wie das jüngste Wachs-

tum und wie die künftig möglichen Entwicklungen einer 

konzernbezogenen transnationalen Vereinbarungspolitik 

durch Europäische Betriebsräte bzw. Gewerkschaften zu 

beurteilen sind. Sind die realisierten Vereinbarungen  – 

von Pionieren angestoßen  – Wegbereiter einer weiter-

gehenden, sich vervielfältigenden Entwicklung? Oder 

bleibt die transnationale Vereinbarungspolitik letztlich 

doch auf eine überschaubare Zahl von Fällen begrenzt, 

in denen sich unter bestimmten konzernspezifischen Be-

dingungen – und nur unter diesen – eine transnationale 

Vereinbarungspraxis entwickeln konnte bzw. (wie der Fall 

Ford mit mittlerweile zehn Vereinbarungen zeigt) weiter 

entwickeln kann?
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Gemessen an den derzeit etablierten rund 970 Europä-

ischen Betriebsräten sind es nur etwa fünf Prozent, die 

bislang am Abschluss einer oder mehrerer europäischer 

Vereinbarungen beteiligt waren. Gleichwohl sprechen 

zahlreiche Faktoren für ein weiteres Anwachsen transna-

tionaler Konzernvereinbarungen. Dazu zählen konzern-

strukturelle Entwicklungen hin zu einer transnational 

integrierten Unternehmenssteuerung, die zunehmend 

auch das Personalmanagement einbezieht. Hierdurch 

erhöht sich zum einen der organisational fit zwischen 

Konzern- und Managementstruktur und transnationa-

ler Vertretungsstruktur der Arbeitnehmerseite in Gestalt 

des EBR (Hoffmann et al. 2002; Marginson/Sisson 2004; 

Hauser-Ditz et al. 2010). Zum anderen wächst mit spe-

zifischen Transnationalisierungsformen der Konzernsteu-

erung der Bedarf an grenzübergreifenden arbeitspoliti-

schen Problemlösungen. Auch Entwicklungen innerhalb 

der arbeitnehmerseitigen Interessenvertretung verweisen 

auf eine Wachstumsoption europäischer Verhandlungen 

und Vereinbarungen. So zeigt eine breitflächige EBR-

Befragung (Waddington 2006; 2011), dass bestimmte 

Konzernentwicklungen – insbesondere Restrukturierun-

gen – zum Auslöser oder Verstärker von EBR-Handlungs-

orientierungen werden (können), die über die in der EBR-

Richtlinie verankerten EBR-Funktionen der Information 

und Konsultation hinausgreifen. 

Alles in allem ist somit davon auszugehen, dass die trans-

nationale Vereinbarungspolitik den Beginn einer neuen 

Entwicklungsphase europäischer Arbeitsbeziehungen 

auf Unternehmensebene markiert und dass mit einer 

graduell expandierenden Fortschreibung dieses Prozes-

ses zu rechnen ist.

Mit diesem Befund stellen sich zugleich grundlegende 

Fragen nach der Einordnung dieses Prozesses in eine 

historisch längerfristige Perspektive der Europäisierung 

der Arbeitsbeziehungen. Damit sind handlungsprakti-

sche und strategische Fragen der Betriebsparteien und 

Gewerkschaften ebenso berührt wie eine vielschichtige 

wissenschaftliche Kontroverse, die den Entwicklungspro-

zess Europäischer Betriebsräte von Anfang an begleitet 

hat und bei der sich eine euro-optimistische und eine 

euro-pessimistische Denkschule gegenüber stehen (zu-

sammenfassend Müller/Hoffmann 2001; Hertwig et al. 

2009). 

Zur Strukturierung dieser Fragen gehen wir davon aus, 

dass seit Ende der 1980er Jahre ein komplexes und dy-

namisches europäisches Mehrebenensystem industriel-

ler Beziehungen Gestalt gewinnt, für das die folgenden 

Merkmale konstitutiv sind (Platzer 1998: 267):

1.	 eine (fortdauernde) Vielfalt in den Basisstrukturen der 

nationalen Arbeitsbeziehungen im Kontext jeweiliger ge-

sellschaftlicher Modernisierungsprozesse;

2.	 die verstärkte Einbeziehung und Verarbeitung der Be-

dingungen des EU-Integrationssystems – der sich trans-

nationalisierenden Ökonomie wie der sich wandelnden 

Governance-Strukturen – auf der nationalen Ebene mit 

der Folge einer zunehmenden Europäisierung nationaler 

Handlungsorientierungen und organisations- und inter-

essenpolitischer Entscheidungen der Akteure;

3.	 die Entwicklung und tendenziell wachsende Bedeu-

tung grenzübergreifender arbeitspolitischer Interaktions-

zusammenhänge und die Herausbildung transnational 

verbundener Akteursnetzwerke;

4.	 schließlich die graduelle Bedeutungszunahme einer 

genuin europäischen Handlungs-, Entscheidungs- und 

Steuerungsebene.

Die letztere supranationale Entwicklungsdimension spielt 

in euro-pessimistischen Diagnosen keine Rolle. Gleich-

wohl werden Europäisierungsprozesse konstatiert, deren 

Ausprägungen und Entwicklungsrichtungen wie folgt 

beschrieben werden: »Auch wenn die europäische In-

tegration im Bereich der industriellen Beziehungen nicht 

vertikal und hierarchisch verläuft, werden die europäi-

schen Gesellschaften doch ›europäischer‹. Das sich ab-

zeichnende Europa (...) europäisiert sich (...) durch zuneh-

mende Orientierung nationaler Akteure und Institutionen 

an ihrem internationalen Umfeld, nach Maßgabe natio-

naler Interessen und Gegebenheiten. Man könnte von 

einem horizontalen Europäisierungsprozess sprechen, bei 

dem der Wahrnehmungs- und Handlungshorizont nach 

wie vor nationaler Akteure ebenso über die nationalen 

Grenzen hinauswächst wie ihre sozialen Beziehungen 

(›Netzwerke‹) und Handlungsmöglichkeiten.« (Streeck 

1999:  17) Demgegenüber haben wir bereits an anderer 

Stelle argumentiert, dass sich empirisch innerhalb eines 

sich entwickelnden europäischen Mehrebenensystems 

der Arbeitsbeziehungen – zumal im Bereich der Konzern-

politik und der Entwicklung Europäischer Betriebsräte – 

auch Prozesse einer vertikalen Europäisierung vollziehen, 

die über diese horizontale Europäisierung hinausgreifen 
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(Müller/Platzer 2003). Demnach gewinnt die transnati-

onale und genuin europäische Ebene der Problembear-

beitung gegenüber den lokalen und nationalen Hand-

lungszusammenhängen ein spezifisches Gewicht; meist 

in Gestalt einer ergänzenden oder komplementären, in 

bislang seltenen Fällen auch vorrangigen Ebene der Ent-

scheidungsproduktion.

Bezüglich des generellen Entwicklungspotentials einer 

Vereinbarungspolitik auf europäischer Konzernebene ist 

nach dem derzeitigen Stand der quantitativen und qua-

litativen EBR-Entwicklung zunächst davon auszugehen, 

dass weiterhin eine nennenswerte (freilich nur schwer 

bestimmbare) Zahl Europäischer Betriebsräte dem Typus 

eines »passiven oder symbolischen« EBR entspricht (zu 

einer EBR-Typologie siehe Platzer/Rüb 1999), auf die die 

in der EBR-Debatte viel zitierte Klassifizierung und EBR-

Entwicklungsprognose »weder Betriebsrat noch euro-

päisch« (Streeck 1997) zutrifft. Freilich standen diesem 

euro-skeptischen Befund schon frühere Untersuchungs-

ergebnisse gegenüber, wonach Europäische Betriebsräte 

unterschiedliche Akteursprofile und Handlungsorientie-

rungen ausbilden (können), darunter auch das in realer 

Praxis anzutreffende Profil eines beteiligungsorientierten 

EBR (Lecher et al. 1999).3

Die hier analysierten Entwicklungen einer transnationalen 

Vereinbarungspolitik bekräftigen diese Entwicklungsop-

tion. Sie bestätigen eine Sichtweise, die die wissenschaft-

liche EBR-Debatte gleichfalls von Anfang an begleitet 

hat, wonach die EBR-Richtlinie transitorisch ist und wirkt 

(Höland 1997: 103) und diese transitorische Qualität 

auch in der Entwicklungslogik Europäischer Betriebsräte 

zum Ausdruck kommt. Demnach sind Europäische Be-

triebsräte bereits bei ihrer Konstituierung durch den Re-

gulierungsmodus der Verhandlung geprägt und sie sind 

von Anfang an strukturell mit der Mehrebenenproblema-

tik konfrontiert, wenn sie auf europäisch-transnationaler 

Ebene Gestaltungskraft entfalten wollen. Transnatio-

nale Unternehmensverhandlungen und -vereinbarungen 

schreiben diese Konstitutionslogik Europäischer Betriebs-

räte fort. Sie bringen – nach der Erstverhandlung oder 

Nachverhandlung zur Ein- und Ausrichtung des Gremi-

3.	 Eine von uns durchgeführte Erhebung, die ein Viertel aller Europäi-
scher Betriebsräte im Organisationsbereich des EMB abdeckte, ergab fol-
gendes Bild: Etwa ein Viertel der insgesamt 82 befragten EBR versteht sich 
in erster Linie als Informationsgremium, auf der anderen Seite hat etwa 
die Hälfte der befragten EBR bereits Vereinbarungen oder Absprachen 
mit dem Management getroffen oder sieht sich im Übergang zu einer 
Vereinbarungs-/Absprachenpolitik (Müller et al. 2012).

ums selbst – Vereinbarungen zweiter Ordnung (so unsere 

Kennzeichnung) hervor, die der materiellen Regelung von 

Sachfragen gelten. Die Themenpalette reicht von eher 

»weichen« arbeitspolitischen Regulierungen (in der Qua-

lität von codes of conduct) mittlerweile bis zu »harten« 

Regulierungen in den Bereichen Unternehmensrestruk-

turierung/Arbeitsplatzsicherheit und Leistungsvergütung. 

Die Verhandlungen – gleich welcher Materie – werden 

zum konkreten Testfall einer Mehrebenenentscheidung 

und werten, auch im Falle gewerkschaftszentrierter 

Verhandlungen, den EBR als transnationalen unterneh-

menspolitischen Akteur tendenziell auf bzw. lassen ihn 

als solchen (erstmals) in Erscheinung treten. Die Verhand-

lungsprozesse intensivieren die grenzübergreifenden In-

teraktionen und tragen zu einer horizontalen Europäisie-

rung betrieblicher Arbeitsbeziehungen bei. Selbst in den 

Fällen, in denen die Verhandlungen vorrangig von einer 

dominanten nationalen EBR-Fraktion am Stammsitz des 

Unternehmens geführt werden, kommt es auch zu einer 

vertikalen Europäisierung, da die Verhandlungsschritte 

an die europäische Vertretungsebene des gesamten EBR 

zurückgekoppelt sind und über den Vereinbarungsab-

schluss auf dieser überstaatlichen Ebene entschieden 

wird.

Transnationale Unternehmensverhandlungen verändern 

zugleich die Interaktionszusammenhänge zwischen den 

nationalen Gewerkschaften und deren europäischem 

Verband bzw. zwischen EBR und Gewerkschaften, wo-

bei sich die unternehmenspolitischen Rollen und Aufga-

benfelder der Gewerkschaften im Zuge einer transna-

tionalen Vereinbarungspolitik gleichfalls europäisieren. 

Die vergleichende Fallbetrachtung hat zur Identifikation 

gewisser Prozessmuster – EBR-zentrierte versus gewerk-

schaftszentrierte Verhandlungen – geführt, die ihrerseits 

wiederum auf Stammlandeffekte und nationale (in un-

serem Falle auf deutsche und französische) Arbeitsbe-

ziehungstraditionen zurückzuführen sind. Dieser Befund, 

dass sich nicht eine Ordnung europäischer Unterneh-

mensverhandlungen herausbildet, macht es schwierig, 

einzuschätzen, ob und inwieweit von einer transnatio-

nalen Vereinbarungspolitik auch Wirkungen ausgehen 

(können), die zu längerfristig wirksamen Veränderungen 

der nationalen (betrieblichen) Arbeitsbeziehungen füh-

ren. Solche Veränderungen wären beispielsweise dann 

gegeben, wenn die europäische Vereinbarungspolitik zu 

einer Verdrängung der Gewerkschaften oder (in dualen 

Systemen) zu einer Schwächung einer überbetrieblichen 

Kollektivvertragspolitik führen würde. Unsere Untersu-
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chung liefert für ein solches Szenario aus zwei Grün-

den keine Anhaltspunkte. Dort wo das EMB-Verfahren 

greift, sind durch dieses Regelwerk mit seinen de facto 

eingebauten Vetomechanismen für die jeweils nationale 

Gewerkschaftsebene Sperrriegeleffekte wirksam, die 

einer Erosion nationaler Systemtraditionen vorbeugen. 

Des Weiteren ist auch in unseren Untersuchungsfällen 

einer EBR-zentrierten Vereinbarungspraxis durchgängig 

eine Gewerkschaftsidentität der verhandelnden betrieb-

lichen Arbeitnehmervertretungen so weit ausgeprägt, 

dass eine konzernsyndikalistische Entkopplung von der 

gewerkschaftlichen Interessensphäre nicht zu beobach-

ten ist. Als entscheidende Größe erweisen sich die ge-

werkschaftlichen Organisationsgrade im Unternehmen 

und die damit verbundenen gewerkschaftlichen Relais 

und Betreuungsverhältnisse im jeweiligen Konzern. Da-

raus folgt allerdings auch, dass in Branchen oder Unter-

nehmen, in denen im Gegensatz zu unseren Untersu-

chungsfällen diese Bedingungen nicht erfüllt sind, eine 

Vereinbarungspraxis Raum greifen könnte, bei der (ge-

werkschaftlich nicht oder schwach angebundene) Euro-

päische Betriebsräte, die gegebenenfalls auch durch die 

Unternehmensleitung einseitig vereinnahmt und instru-

mentalisiert würden, Vereinbarungen abschlössen, die in 

Konflikt mit nationalen Strukturen und Traditionen gera-

ten könnten.

Insgesamt aber legt unsere Untersuchung die Schluss-

folgerung nahe, dass auch eine sich weiter dynamisie-

rende transnationale Vereinbarungspolitik nicht zum Ero-

sionsvehikel nationaler Mitbestimmungs- und Kollektiv-

vertragstraditionen wird. Nicht die Transnationalisierung 

betrieblicher Arbeitsbeziehungen wird mittelfristig zu ei-

nem gleichsam von außen kommenden Problem für die 

Stabilität nationaler (betrieblicher) Arbeitsbeziehungen 

und für die darin zum Tragen gebrachte Gewerkschafts-

macht. Gravierender ist viel mehr eine schleichende Ero-

sion von innen, die sich in zahlreichen EU-Ländern in Ge-

stalt rückläufiger gewerkschaftlicher Organisationsgrade, 

abnehmender tariflicher Deckungsraten, Verbandsflucht 

im Arbeitgeberlager etc. ausdrückt. 

Schließlich stellt sich die Frage, ob und inwieweit die 

transnationale Vereinbarungspolitik auch auf die euro-

päisch sektorale und sektorübergreifende Ebene von 

Arbeits- und Tarifbeziehungen in der EU ausstrahlt und 

mithin auch Wirkungen auf der europäischen Ebene des 

Mehrebenengefüges insgesamt entfaltet. Auf der Ebene 

der EU interagieren die europäischen Dachverbände der 

Gewerkschaften und Arbeitgeber im Rahmen des insti-

tutionalisierten Sozialen Dialogs und die sektoralen Ver-

bände im Rahmen von derzeit rund 40 Ausschüssen des 

Sektoralen Sozialen Dialogs (zur Entwicklung und den 

Ergebnissen dieser Dialogpolitik siehe Platzer/Müller 

2009: 783 ff.).

Ein solcher Blick auf den Gesamtzusammenhang der Ar-

beitsbeziehungen auf europäischer Ebene schließt auch 

eine denkbare Wirkungskette ein, wonach Europäische 

Betriebsräte als Transmissionsagenturen der innerbetrieb-

lichen Umsetzung und Überwachung von sektoralen und 

sektorübergreifenden Sozialpartnervereinbarungen fun-

gieren. Diese Optionen tauchen in einzelnen Strategie-

debatten der europäischen Gewerkschaften bereits auf. 

Nach diesem Szenario würden aktive, zumal verhand-

lungserfahrene Europäische Betriebsräte  – in jeweils 

konzertierten Aktionen – Themen und Verhandlungsma-

terien aufgreifen, konzernintern vermitteln und verhan-

deln, welche auch Gegenstand der sektoralen Sozialdi-

aloge sind bzw. sein könnten. Auf diese Weise würde 

die konzernbezogene Vereinbarungspolitik einer auf 

europäischer Branchenebene angestrebten (Rahmen-)

Regulierung betriebliche Erfahrungsgrundlagen und po-

litische Impulse verleihen. Es sind in der Tat in zahlreichen 

Sektoren Konstellationen denkbar, in denen die Europä-

ischen Betriebsräte in großen, die jeweilige Branche be-

herrschenden Konzernen eine solche – gewerkschaftlich 

gesteuerte und flankierte – Rolle übernehmen könnten 

und mittels Pilotvereinbarungen die sektoralen europäi-

schen Arbeitsbeziehungen in den Feldern der Industrie-

politik und Arbeitspolitik unterstützen oder gar voran-

treiben könnten. 

Die realen Entwicklungen sind gegenwärtig noch nicht 

über das Stadium von strategischen Denkansätzen hi-

nausgekommen. Angesichts des bereits existierenden 

realen Verflechtungsgrades der Ökonomien und Unter-

nehmen in der EU und der absehbaren Steuerungser-

fordernisse zur Bewältigung der Krise(n) innerhalb der 

Europäischen Währungsunion führt an einer substan

tiellen Weiterentwicklung transnationaler Arbeitsbezie-

hungen und einer weitergehenden Erwerbsregulierung 

auf europäischer Ebene kein Weg vorbei. Die Konzern

ebene stellt – angetrieben durch die Entwicklungs- und 

Steuerungslogik der Konzerne selbst – ein zentrales Feld 

zur Erprobung und Weiterentwicklung einer solchen Po-

litik dar. Für die Gewerkschaften stellen sich unter die-

sen Vorzeichen und beim derzeitigen quantitativen und 
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qualitativen Entwicklungsstand Europäischer Betriebsräte 

schwierige Aufgaben, die als eine dreifache strategische 

Herausforderung beschrieben werden können: Erstens 

geht es darum, die Deckungslücke weiter zu verringern, 

also die Einrichtung neuer EBR anzustoßen und zu beglei-

ten. Zweitens geht es darum, durch die Vermittlung guter 

Praxis bislang eher passive EBR zu aktivieren. Und drittens 

geht es darum, die aktiv verhandelnden bzw. verhand-

lungsorientierten EBR zu vernetzen, zu begleiten und zu 

unterstützen und auf übergreifende unternehmens- und 

tarifpolitische Interessenssphären und gewerkschaftliche 

Handlungsfelder auszurichten. Auch eine EU-rechtliche 

Ausgestaltung eines Rahmens für transnationale Unter-

nehmensvereinbarungen bleibt vor dem Hintergrund 

der gegenwärtigen krisenhaften Entwicklungen in der 

EU ein politisch bedeutsames Desideratum. Die bislang 

voluntaristische Praxis kann im Zuge ihrer weiteren Ex-

pansion dabei rechtstreibend wirken. Umgekehrt würde 

ein bestehender Rechtsrahmen, auf den (optional) zu-

rückgegriffen werden könnte, die Verfahren im Verhand-

lungsverlauf wie bei der Implementierung der Ergebnisse 

stabilisieren und ordnen und zugleich – nach aller Erfah-

rung  – eine nachhaltige Verbreiterung dieses Ansatzes 

einer transnationalen Vereinbarungspolitik auf Unterneh-

mensebene befördern.
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